
der Schadenersatzsumme selbst herangehen. Grundlage 
für die Differenzierung ist die Beachtung der Funktion 
der materiellen Verantwortlichkeit. Diese Funktion 
wird nicht immer richtig erkannt.
So zeigten Untersuchungen der Arbeitsgruppen der 
Rechtskommission des FDGB-Bezirksvorstandes, daß 
teilweise, so beim Hauptpostamt Cottbus, die materielle 
Verantwortlichkeit einseitig als Wiedergutmachung des 
Schadens betrachtet wird, die lediglich durch die ge­
setzliche Regelung der Höhe nach begrenzt ist. Unter­
suchungen des Staatsanwalts des Bezirks ergaben, daß 
bei den Dienststellen der Deutschen Reichsbahn der 
Einheit von Erziehungs- und Schutzfunktion nicht yoll 
Rechnung getragen wird, weil, trotz höherer Schäden 
unverständlich niedrige Schadenersatzanträge, bis etwa 
40 Mark, gestellt werden. Auch Entscheidungen von 
Kreisgerichten lassen eine Verkennung der Einheit von 
Erziehungs- und Schutzfunktion erkennen.
Die Festlegung der Schadenersatzsumme ist keine Er­
messensentscheidung, sondern beruht auf der Feststel­
lung und Beachtung gesetzlicher Tatbestandsmerkmale, 
wie sie §113 Abs. 4 GBA nennt, der auf §109 Abs. 2 
GBA Bezug nimmt. Die Tatbestandsmerkmale „volks­
wirtschaftliche Auswirkungen“, „Schwere des Disziplin­
verstoßes“, „Grad des Verschuldens“, „Leistungen des 
Werktätigen“ und „bisherige erzieherische Maßnah­
men“ nennt das Gesetz nur beispielhaft, denn es for­
dert ausdrücklich, die Gesamtheit aller Umstände zu 
berücksichtigen. Es läßt sich keine Regel dafür aufstel­
len. welches Merkmal vorrangig zu berücksichtigen ist. 
Die Merkmale sind in ihrem wechselseitigen Zusam­
menhang zu würdigen. Nur die einheitliche Betrachtung 
aller Umstände läßt Schlußfolgerungen für die Fest­
legung der Höhe der Schadenersatzsumme zu.
Ein gutes Beispiel für die Berücksichtigung der Lei­
stungen des Werktätigen bei der Festlegung der Scha­
denersatzsumme stellt das Urteil des Kreisgerichts 
Herzberg in der Sache 12 Ka 7/68 dar. Das Kreisgericht 
legte seiner Entscheidung mit zugrunde, daß der als 
Stellwerkmeister tätige Verklagte bisher stets einsatz­
bereit und zuverlässig war, siebenmal als Aktivist aus­
gezeichnet worden war und von 1957 bis 1965 aktiv in 
der Neuererbewegung mitgewirkt hatte, wodurch ein 
Gesamtnutzen von über 100 000 Mark erzielt worden 
war. Nach dem von ihm verursachten Unfall zeigte er 
so gute Arbeitsleistungen, daß er als Rangiermeister 
eingesetzt wurde. Das Gericht berücksichtigte auch, daß 
der Unfall geschah, als der Verklagte freiwillig eine 
Sonderschicht fuhr.
Bei der Differenzierung des Schadenersatzes hat das 
Gericht auch zu berücksichtigen, ob der Werktätige mit 
seinen Arbeitspflichten so vertraut war, wie das von 
einer Fachkraft zu fordern ist (vgl. OG, Urteil vom 27. 
April 1962 - Za 7/62 - NJ 1962 S. 611). Das Fehlen der 
erforderlichen Qualifikation kann bis zum Wegfall des 
Verschuldens des Werktätigen und damit der Schaden­
ersatzverpflichtung führen. Andererseits ist es auch 
möglich, daß fehlende Qualifikation überhaupt keinen 
Einfluß auf die Festlegung der Höhe der Schadenersatz­
summe haben kann, z. B. wenn die mangelnde Quali­
fikation die Wahrnehmung der Pflichten nicht beein­
trächtigt.
ln der Praxis sind als Gründe für die Herabsetzung de'. 
Schadenersatzsumme auch Umstände angeführt worden, 
die sich als begünstigende Bedingungen für die Einstel­
lung des Werktätigen zu seinen Pflichten zusammenfas­
sen lassen. So hat der Senat für Arbeitsrechtssachen des 
Bezirksgerichts im Urteil 4 BA 18/68 berücksichtigt, daß 
teilweise die Erfüllung von Pflichten nur formal ver­
langt wurde, so daß daraus eine gewisse Gleichgültig­
keit. gegenüber der Pflichterfüllung im allgemeinen ent­

stehen mußte. So wurden verschiedentlich Pflichten 
festgelegt, die unter den gegebenen örtlichen Bedingun­
gen nicht oder nicht immer erfüllt werden konnten. 
Eine solche die Einstellung zu den Pflichten beeinflus­
sende betriebliche Situation im Arbeitskollektiv ist ein 
für die Festlegung der Schadenersatzsumme beacht­
licher Umstand, der im Zusammenhang mit den ande­
ren Kriterien zu berücksichtigen ist.

Zur erweiterten materiellen Verantwortlichkeit 
und zum Verzicht

Aus dem Bericht des Präsidiums an das Plenum 
des Bezirksgerichts Leipzig am 24. September 1969

Die erweiterte materielle Verantwortlichkeit durch ver­
einbarte Rechenschaftspflichten

§ 113 Abs. 2 Buchst, b GBA läßt eine begrenzte Erwei­
terung der materiellen Verantwortlichkeit solcher 
■Werktätiger zu, die auf Grund der Besonderheiten ih­
res Aufgabengebiets eine ständige Verantwortung für 
ihnen übergebene Geld- oder Sachwerte übertragen er­
halten haben.
Die erweiterte materielle Verantwortlichkeit nach 
§ 113 Abs. 2 Buchst, b GBA tritt dann ein, wenn die 
rechtlichen und tatsächlichen Voraussetzungen dafür 
vorliegen. Rechtliche Voraussetzungen sind zum einen, 
daß der Werktätige zu dem Personenkreis gehört, für 
den im Rahmenkollektivvertrag die Zulässigkeit der 
Anwendung des §113 Abs. 2 Buchst, b GBA vorgesehen 
ist, und zum anderen, daß eine ordnungsgemäße und 
wirksame schriftliche Vereinbarung zwischen dem Be­
trieb und dem Werktätigen vor Eintritt des Schaden­
falls abgeschlossen worden ist. Der spezifische Inhalt 
dieser Vereinbarung ist die ausdrückliche Übernahme 
der Rechenschaftspflicht des Werktätigen für Geld- oder 
Sachwerte, die ihm übergeben sind und für die er die 
Verantwortung trägt.
Zu den tatsächlichen Voraussetzungen gehören zwei 
Momente: Es müssen einerseits Bedingungen vorliegen, 
die gewährleisten, daß der Werktätige die alleinige Ver­
fügungsgewalt über die ihm anvertrauten Werte hat, 
d. h., es darf keine Einwirkung Dritter auf die überge­
benen Geld- bzw. Sachwerte möglich sein. Zum anderen 
muß der Betrieb solche Arbeitsbedingungen schaffen, 
die es dem Werktätigen ermöglichen, die übernomme­
nen arbeitsvertraglichen Pflichten in der vorgesehenen 
Weise störungsfrei zu erfüllen.
Die Rechtsprechung auf diesem Gebiet läßt erkennen, 
daß die Gerichte die rechtlichen Voraussetzungen der 
erweiterten materiellen Verantwortlichkeit richtig prü­
fen.
So hat das Kreisgericht Leipzig (Stadtbezirk Mitte) in 
der Sache I KA 131/68 die Anwendung des § 113 Abs. 2 
Buchst, b GBA zu Recht abgelehnt, weil nur mit der 
Leiterin einer Kleinstgaststätte die Vereinbarung ab­
geschlossen worden war, nicht aber mit ihrem Ehe­
mann, der während des Inventurzeitraums vom Be­
trieb ebenfalls zeitweise in diesem Objekt eingesetzt 
worden war. -
Das gleiche Kreisgericht hat in der Sache I KA 13/69 
ebenfalls richtig entschieden, daß die erweiterte mate­
rielle Verantwortlichkeit nach § 113 Abs. 2 Buchst, b 
GBA bei einer Schalterangestellten der Deutschen Post 
verneint werden muß, wenn sie als Lehrfacharbeiterin 
tätig ist. Diese Werktätige war beauftragt, einen An­
lernling am Schalter auszubilden, und mußte ihn nach 
und nach auch selbständig arbeiten lassen. Am Ende 
eines solchen Ausbildungstages wurde ein Fehlbetrag 
von 800 Mark festgestellt. Im Berufungsverfahren kam
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